
Die Entwicklung der DIN 18230 
aus der Sicht der Feuerversicherer 

"DIN 18230: Die Totalschadennorm" 
ist ein Ausdruck der Versicherer über 
einen umstrittenen, aus ihrer Sach­
schutzsicht falschen Normungsansatz. 
"Ein Langstreckler", so titulierte Danie­
lewski das gleiche Vorhaben 1973 [1] 
bereits nach neun Jahren gemeinsamen 
Bemühens, 16 Jahre später wurde ein 
Vierteljahrhundert Arbeit an einem Nor­
mungsvorhaben geleistet, das auch 
heute noch nicht über das Stadium der 
Vornorm hinausgelangt ist. 

Sie nimmt aber nicht nur hinsichtlich 
der Umstrittenheit und der Bearbei­
tungszeit eine herausragende Stellung 
ein, die V-DIN 18230 - Baulicher Brand­
schutz im Industriebau - Erforderliche 
Feuerwiderstandsdauer. Schon allein 
ihre Bedeutung ist einzigartig, und zwar 
im Hinblick auf 
- Stand von Wissenschaft und Technik 
- Verknüpfung mit der Industriebau-

richtlinie und 
- Auswirkungen auf den Industriebau. 

Während die Normung nach DIN 
820 einer sinnvollen Ordnung und einer 
Information aller Kreise über den Stand 
der Technik dienen soll, nimmt die 
V-DIN 18230 dazu eindeutig eine Vor­
reiterrolle ein. Sie gibt nicht den Stand 
der Technik wieder, sondern bereitet ihm 
eher den Weg. Unübertroffen verzahnt 
ist dieses Normungsvorhaben mit der 
Wissenschaft: durch Promotionen und 
Habilitationen, Forschungsvorhaben 
und Fachveröffentlichungen, die sich 
mit Details des Verfahrens auseinander­
setzen und die zum Teil den Nährboden 
für die weitere Normungsarbeit abga­
ben. 

Untrennbar verknüpft ist die Norm 
aber auch mit der Muster-Industriebau­
richtlinie. Diese basiert zum Teil auf 
dem Rechenverfahren der Vornorm, und 
dem Rechenverfahren dient die Richtli­
nie als gesetzliche Grundlage. Anforde­
rungen und Tabellen wurden aus dem 
Normentwurf als nicht eigentliches 
Ergebnis des technischen Bemessungs­
verfahrens, sondern als Teil bauaufsicht­
licher - und somit politischer - Regelun­
gen in die Richtlinie übertragen. Zudem 
teilten die beiden Regelwerke ein 
gemeinsames Schicksal im Fortgang der 
Arbeiten wie teils in der Besetzung der 
Gremien. 

Dipl.-Ing. Hubertus Hammer 

Die Auswirkungen auf die Planungs­
arbeit im Industriebau sind unüberseh­
bar: Ingenieurtechnisches Neuland 
wurde eröffnet, Existenzgrundlage zahl­
reicher, zum Teil darauf spezialisierter 
Ingenieurbüros und Sachverständiger. 
Die Norm ließ in der Industrie und bei 
Behörden, Feuerwehren sowie Versiche­
rern unzählige Aktivitäten entwickeln. 

1. Stationen einer 
Normung 

Anfang der 60er Jahre herrschte in 
weiten Teilen der betroffenen Kreise 
Einigkeit, daß dem zum Teil als Willkür 
bewerteten Ermessensspielraum bei der 
bauaufsichtlichen Behandlung von 
Industriebauten Einhalt geboten werden 
sollte und ein einheitliches Verfahren 
anzustreben sei, Anforderungen an den 
Brandschutz von Industriegebäuden 
festzulegen, und zwar in Form einer 
Industriebaunorm, die durch Industrie­
baurichtlinien bauaufsichtlich einge­
führt und ergänzt werden sollte. 

1.1 Der erste Entwurf 
Bereits der erste Entwurf von Mai 

1964 mit dem Untertitel "Ermittlung der 
Brandschutzklasse" enthielt ein einfa­
ches und bis heute im Prinzip beibehalte­
nes Konzept: 
- Ausgangsbasis war die erwartete 

Brandbelastung, die hinsichtlich der 
Aktivierung über den Abbrandfaktor 
"m" bewertet wurde. 

- In gesprinklerten Bereichen sollte 
nur die halbe Brandlast angesetzt 
werden. 

- Im Rahmen der Wärmebilanzrech­
nung wurde die durch Öffnungen 
abgegebene Wärme berücksichtigt. 

- Für die räumliche Konfiguration des 
Gebäudes wurden Tabellen und Fak­
toren eingeführt : für Fläche, 
Geschoßzahl und die Zugänglichkeit 
für den Feuerwehraußenangriff. 
Als Novum wurde die Leistungsfa­
higkeit betriebseigener Feuerwehren 
erstmalig beim baulichen Brand­
schutz berücksichtigt. 

- Das Ergebnis des Bemessungsverfah­
rens sollte die erforderliche Feuerwi­
derstandsdauer der wichtigsten Bau­
teile sein mit Abminderung für die 
Bauteile, denen aus bauaufsichtlicher 
Sicht untergeordnete Bedeutung 
zukommen sollte. 
Die Erläuterungen des Norment­

wurfes verwiesen bereits darauf, daß die 
Vereinbarungen, die aufgrund wissen­
schaftlicher Arbeiten und der Erfahrun­
gen, die mit "traditionsbedingten Anfor­
derungen" getroffen worden waren, 
unter Fachleuten umstritten und Ände­
rungen zu erwarten seien. Die nach die­
sem Entwurf erforderlichen Maßnah­
men bezögen sich ausschließlich auf ein­
zelne Bauteile. Daneben seien aus 
Brandschutzgründen weitere Vorkeh­
rungen zu treffen, z.B. ausreichende 
Gebäudeabstände und Beschränkung 
der Brandabschnittsgrößen. 

1.2 Zweiter Normentwurf 
im Jahre 1965 

In der zweiten Entwurfsfassung gin­
gen u. a. ein Abminderungsfaktor für 
brennbare Stoffe in Behältern und Rohr­
leitungen ein, ferner ein Abminderungs­
faktor für eingeschossige Gebäude sowie 
eine Tabelle für zulässige Brandab­
schnittsflächen von Produktions- und 
Lagergebäuden. 

Die Periode nach dem zweiten Ent­
wurf vom Juli 1968 war zunächst von 
hoher Flexibilität gekennzeichnet. Hier­
über berichtet Danielewski [1] : 

"Nun ist alles ganz anders, die Staffe­
lung der Brandabschnittsflächen, der 
Fortfall der Spalten in Abhängigkeit von 
der kleineren Seitenlänge. Auch die For­
derung auf beiderseitige Zugänglichkeit 
ist verschwunden, die bisher bei Nichter­
füllung die Einstufung in die nächsthö­
here Kategorie zur Folge hatte. Ohne 
Frage einfacher, ohne Frage aber auch 
geringere Anforderungen als vor Jahren. 
Aufgrund wissenschaftlicher Untersu­
chungen. Dem Verfasser sind derartige 
Untersuchungen nicht bekannt gewor­
den. 

Der zusätzliche Abminderungsfaktor 
s für eingeschossige Bauten ist wieder 
verschwunden, weil für diese inzwischen 

17 



18 

in der Mehrzahl die Brandschutzklasse I 
- ohne Anforderungen an das Haupt­
und Dachtragwerk - angesteuert werden 
soll. Auch hierfür sind nach Kenntnis 
des Verfassers keine wissenschaftlichen 
Grundlagen vorhanden." 

Und in derTat : Gelegentlich wurden 
"handstreichartig" Größenordnungen 
modifiziert : von der 10 %-Fraktile mit 
Mindestbrandlast 40 KWh/m2 auf die 
5 %- Fraktile mit 25 KWh/m2 oder die 
Wahrscheinlichkeit gefahrlicher Brände 
wurde am grünen Tisch um eine lOer 
Potenz reduziert, was der Kalibrierung 
am derzeitigen Niveau bauaufsichtlicher 
Anforderungen dienen sollte. 

Anfang der 70er Jahre kamen die 
Arbeiten an beiden Regelwerken DIN 
18230 und Industriebaurichtlinie im 
Kreuzfeuer der unterschiedlichen Inter­
essen nur sehr schwerfällig voran, bis 
1974 eine neue Initiative, im wesentli­
chen gefördert durch Vertreterderchemi­
schen Industrie und durch das Institut 
für Bautechnik Berlin, für Bewegung 
sorgte. 
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1.3 Neukonstituierung des 
Ausschusses und dritter 
Gelb druck 

Ergebnis war die Neukonstituierung 
des "Fachnormenausschusses 18230" 
im Jahre 1977. Mit 55 ordentlichen Mit­
gliedern war er der wohl am stärksten 
besetzte Ausschuß im DIN. Trotzdem 
wurden die Arbeiten nun zügig voran 
geführt. 

Als 8. Vorlage erschien die Norm im 
August 1978 zum dritten und zunächst 
letzten Mal als Gelbdruck,jetzt mit dem 
Untertitel von Teil 1 "Erforderliche 
Feuerwiderstandsdauer". Deren Ermitt­
lung mit Hilfe der folgenden, heute noch 
gültigen Formel, war dann auch das 
Kernstück der Neuerungen dieses Ent­
wurfes: 

IErfF=c · q. m·w· y. Ynbl 

mit c Umrechnungsfaktor 
q Brandbelastung 
m Abbrandfaktor 
w Wärmeabzugsfaktor 
Y und Ynb Sicherheitsbeiwerte 

und q x m xw=qr 
(bewertete Brandbelastung) 
cxqr=tä 
(äquivalente Branddauer). 

Die erforderliche Widerstandsdauer 
der Bauteile wird also aus der bewerteten 
Brandbelastung ermittelt, die unter 
Berücksichtigung der im Brandab­
schnitt vorhandenen Brandlast und 
deren Abbrandverhalten (rn-Faktor) 
und den Wärmeabzugsöffnungen 
(w-Faktor) festgestellt und über einen 

Umrechnungsfaktor (c-Faktor) in eine 
äquivalente Branddauer tä umgerechnet 
wird. Diese wird mit einem, eine ausrei­
chende Zuverlässigkeit berücksichtigen­
den Faktor Y multipliziert, der z. B. Lage 
und Größe des Brandabschnittes und 
Funktion des Bauteils berücksichtigt 
sowie ggf. mit dem zusätzlichen Faktor 
Ynb für eine automatische Feuerlöschan­
lage oder eine anerkannte Werkfeuer­
wehr. 

In dieser Formel wurde jetzt auch die 
in der Wärmebilanz bisher nicht gewer­
tete Abgabe der Wärme durch die 
Außenhaut berücksichtigt, und zwar 
durch den Umrechnungsfaktor c. Des­
sen weitere Aufgabe war es, mit sinnlo­
sen Dimensionen die politisch notwen­
dige Anpassung an das verbreitete bau­
auf sichtliche Anforderungsniveau vor­
zunehmen - ein Problem, das der Akzep­
tanz der Norm aus technisch-naturwis­
senschaftlicher Sicht bereits damals 
nicht förderlich war. 

Nebenbei war zu bemerken, daß die 
Tabelle mit den Abminderungsfaktoren 
für geschützte Brandlasten im letzten 
Gelbdruck stark erweitert wurde. 

Insgesamt lag in diesem Norment­
wurf erhebliche Brisanz, wie aus zahlrei­
chen kritischen Stellungnahmen von 
unterschiedlichsten Stellen deutlich 
abzulesen war. Eine breite Zustimmung 
der betroffenen Kreise zur Verabschie­
dung des Normentwurfes zum Weiß­
druck war nicht zu erwarten. 
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1.4 Einspruchsberatungen 
1980/81 

Flankierend zu zahlreichen Aktivitä­
ten im Vorfeld der für 1980 vorgesehenen 
Einspruchsberatung erschienen Veröf­
fentlichungen und wurde u. a. eine moti­
vierende Veranstaltung des Instituts für 
Bautechnik durchgeführt, die im wesent­
lichen Bedenken gegen die Norm zer­
streuen sollte. In einer Notiz des VdS 
heißt es zu einem der Vorträge :"Das 
Publikum wird aufgefordert, sich keine 
Gedanken zu machen, es wäre alles rich­
tig." Und: "Die wissenschaftliche Absi­
cherung der Norm kam in der Diskus­
sion ins Wanken." 

Im Mai 1980 wurde kurzfristig vor der 
Einspruchsberatung, die sich über 
jeweils zweitägige Termine im Juni 1980 
und Januar 1981 hinzog, eine aufgrund 
der bis dahin eingegangenen Stellung­
nahmen in einigen wichtigen Teilen 
modifizierte Vorlage zum Teil 1 und zum 
Beiblatt der Norm noch einmal zur Stel­
lungnahme vorgelegt, die für die Wlft­
schaftsverbände allerdings praktisch 
nicht mehr möglich war. 

Zur Entschärfung der Situation in der 
Einspruchsverhandlung verkündete 
Prof. Bub als Obmann des Normenaus-

schusses eingangs den überraschenden 
Entschluß: 
- DIN 18230 soll nicht als Norm, son­

dern als Vornorm herausgegeben wer­
den. Durch die Anwendung in der 
Praxis sollen weitere Erfahrungen 
gesammelt werden, die dann in der 
endgültigen Fassung berücksichtigt 
werden. 
Eine bauaufsichtliche Einführung 
der Norm sei derzeit nicht vorgese­
hen. 

- In der Norrnvorlage sei nur noch das 
"reine" Rechenverfahren zur Ermitt­
lung der rechnerisch erforderlichen 
Feuerwiderstandsdauer dargestellt, 
während die "politischen" Anforde­
rungen in den bauaufsichtlichen Vor­
schriften, also den vorgesehenen 
Industriebau-Verordnungen oder 
-Richtlinien, geregelt werden sollten. 

1.5 Die Vomormen 
Eine Vornorm ist nach DIN 820 das 

Ergebnis einer Normungsarbeit, das 
wegen bestimmter Vorbehalte zum 
Inhalt oder wegen des gegenüber einer 
Norm abweichenden Aufstellungsver­
fahrens vom DIN nicht als Norm heraus­
gegeben wird. Vornormen befassen sich 
mit Gegenständen, die normungswür­
dig sind. Daran knüpft sich die Erwar­
tung, daß Vornormen zum geeigneten 
Zeitpunkt und nach notwendigen Verän­
derungen nach dem üblichen Verfahren 
in eine Norm überführt oder ersatzlos 
zurückgezogen werden. Vornormen sind 
nicht Teil des Deutschen Normenwer­
kes. 

Durch den Entschluß, den Norrnent­
wurf nicht zum Weißdruck sondern 
sozusagen versuchsweise zur freien Ver­
fügung in Form der Vornorm abschlie­
ßend zu beraten, konnte das Scheitern 
der Einspruchsverhandlungen abgewen­
det und somit die Zukunft der Nor­
mungsarbeit zunächst weiter gesichert 
werden. 

Die erste Vornorm erschien im 
November 1982. Im September 1987 
erschien die zweite Fassung der Vor­
norm,jetzt in neuer Form, die zur Zeit in 
einer Reihe von redaktionellen und 
inhaltlichen Details überarbeitet und an 
neue Forschungsergebnisse angepaßt 
wird. 

2. Die Entwicklung der 
Industriebaurichtlinie 

Parallel, teilweise zeitversetzt zur 
Arbeit im Normenausschuß liefen die 
Aktivitäten an der Industriebaurichtli­
nie. Der erste Entwurf wurde 1964 von 



einem Kreis von Fachleuten erarbeitet, 
der branchenorientiert stark verein­
fachte Forderungen festschreiben wollte. 
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2.1 Entwurf der Industrie­
baurichtlinie von 1974 

Erst 1974 kam es zur Gründung eines 
offiziellen Arbeitskreises "Industriebau­
verordnung" der Fachkommission "Bau­
aufsicht" der Arbeitsgemeinschaft der 
für das Bauwesen zuständigen Minister 
der Bundesländer (ARG EBAU). Dieser 
Arbeitskreis legte den "Vorschlag für die 
Industriebaurichtlinie - DIN 18230 -
Fassung August 1974" vor. Dieser Vor­
schlag stellte bereits eine enge Verzah­
nung zwischen Norm und bauaufsichtLi­
cher Regel dar : die Brandschutzklassen­
ermittlung nach der rechnerisch ermit­
telten Brandbelastung sowie die Festle­
gung der Brandabschnittsflächen. Dar­
über hinaus wurde auf das Bemessungs­
verfahren für die erforderliche Feuerwi­
derstandsdauer Bezug genommen. 

2.2 Entwurf der Muster­
Industriebauverordnung 

Im Januar 1979 folgte die Entwurffas­
sung der "Musterverordnung über Bau 
und Betrieb von Industriebauten", die 
entsprechend der gleichzeitigen Absicht 
zur Bereinigung der Norm (s . o.) mit den 
Tabellen der zulässigen Flächen aus der 
Norm ausgestattet wurde. 

2.3 Verabschiedung der 
Musterrichtlinie 

Von der Absicht einer starr alle Seiten 
verpflichtenden Verordnung mußte aus 
politischen Gründen im folgenden zur 
flexibel und insbesondere aufgrund des 
Zusammenhangs mit der umstrittenen 
Norm politisch natürlich eher akzeptier­
ten Form der Richtlinie übergegangen 
werden, die der Industrie zur Anwen­
dung zur Verfügung stehen sollte, aber 
auch andere Möglichkeiten offen ließ, 
die bauaufsichtlichen Grundanforde­
rungen zu erfüllen,z. B. über die Landes­
bauordnung. 

Gleichzeitig ließ man die Betriebsbe­
stimmungen fallen und beschränkte die 
Anwendung derneuen Richtlinie auf die 
rein bauliche Komponente. Das "Muster 
einer Richtlinie über den baulichen 
Brandschutz im Industriebau - Fassung 
Januar 1985" war die Umsetzung dieses 
Gedankens. 
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2.4 Probeweise Einführung 
der Richtlinie 

In Nordrhein-Westfalen wurde als 
erstem Bundesland diese Richtlinie zur 
Erprobung Ende 1989 eingeführt. Die 
neuen Bundesländer schlossen sich die­
ser Regelung an, durch die auch V-DIN 
18230 erstmals quasi generell Rechts­
kraft erhielt. 

3. Anwendung der Norm 
Bereits in den 70er Jahren wurde die 

Norm nicht nur probeweise, sondern 
zunehmend auf breiter Front angewen­
det als Möglichkeit, die Anforderungen 
nach § 51 der Musterbauordnung auszu­
füllen und den baulichen Brandschutz 
soweit wie möglich zu vermeiden. Ent­
sprechend fielen zahlreiche Gutachten 
der 70er und insbesondere der frühen 
80er Jahre aus. 

3.1 Das "Herunterrechnen" 
Die Ergebnisse solcher Berechnun­

gen stießen bei Brandschutzexperten, 
insbesondere der Feuerversicherer, auf 
breite Ablehnung, wenn z. B. eine 
Möbelfabrik auf F 30 ohne Sprinkleran­
lage "heruntergerechnet" wurde. Im 
Nachhinein stellte sich immer wieder 
heraus, daß bereits die zu erwartende 
Brandbelastung viel zu gering angesetzt 
wurde, was zu einem VerHiIschen der 
Ergebnisse führen mußte, das von seiten 
der Behörden nicht erkennbar, weil nicht 
nachvollziehbar, war. 

3.2 Angemessene 
Anwendung der Vomorm 

Bei umsichtiger und nicht nur auf 
äußerstes Herunterrechnen ausgerichte­
ter Anwendung des Normentwurfes hät­
ten sich dagegen bereits damals durch­
aus angemessene Bemessungsergeb­
nisse erzielen lassen, die auch aus Sicht 
zumindest einiger Feuerversicherer, wie 
auch des VdS, eine Anwendung der 
Norm zur Ermittlung der bauaufsichtli­
chen Mindestanforderungen hätte ange­
messen erscheinen lassen. 

Die Schadenverhütungsberatung 
einiger Versicherer unterstützt daher seit 
einigen Jahren auch die umsichtige 
Anwendung der Norm bei Versiche­
rungsnehmern, wobei sie allerdings 
immer wieder auf die Richtigkeit der 
Randbedingungen und Grunddaten, 
insbesondere der vorgesehenen Brand­
belastung, besonders achtet. 

Bild 1 
Totalschaden -auch bei Bemessung nach 
V-DlN 18230 zu erwarten 

4. Aktivitäten der Feuer­
versicherer im Zusammen­
hang mit V-DIN 18230 

Bereits in der ersten Phase der Nor­
mungsarbeit hat der VdS durch Fach­
leute seiner Mitgliedsunternebmen im 
Normenausschuß Präsenz gezeigt und 
versucht, Einfluß auf das seiner Auffas­
sung nach nicht sehr glückliche Nor­
mungsvorhaben zu nehmen. 

Ebenfalls im Arbeitskreis "Industrie­
bauverordnung" wirkten Vertreter der 
Feuerversicherervon Anfang an als sach­
verständige Gäste mit und verwiesen im 
wesentlichen immer wieder auf die 
Erfahrungen der Feuerversicherer aus 
Schadenfällen. 

Offizielle Stell ungnahmen des VdS zu 
den Normentwürfen für DIN 18230 
erschienen 1965,1969,1974, 1979 sowie 
im Rahmen der Einspruchsverhandlung 
1980/81. 
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4.1 Stellungnahme des 
VdS von 1965 und 1969 

Die Stellungnahme des VdS von 1965 
umfaßte im wesentlichen 

grundsätzliche Bedenken: 
• Aufgrund der festzulegenden 

Brandbelastung sei die Norm nur 
fürdie Betriebe mit dauernd gleich­
bleibenden Nutzungen und Brand­
lasten geeignet und könne daher 
nur auf einen sehr geringen Aus­
schnitt an Industriebauten ange­
wendet werden; 
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• der Ansatz betrieblicher Maßnah­
men, die vom Personaleinsatz 
abhängig sind - Werkfeuerwehr -
sei aufgrund der damit verbunde­
nen Unsicherheit nicht als Maß­
nahmezu akzeptieren, die den bau­
lichen Brandschutz reduzieren 
dürfe; 

- sowie zahlreiche Details wie 
• die Größe der Brandabschnittsflä­

chen, die im Vergleich zur Praxis 
und zu den Anforderungen der 
Bauordnungen als erheblich zu 
groß angesehen wurden; 

• nicht einsehbar sei die abgemin­
derte Feuerwiderstandsdauer für 
verschiedene Bauteile, der die 
Norm untergeordnete Bedeutung 
zumaß, die jedoch im Brandfall 
erheblichen thermischen Belastun­
gen oder mechanischen Beanspru­
chungen ausgesetzt sein können, 
wie Öffnungen in Geschoßdecken, 
Brandwandöffnungen, Dachtrag­
werke; 

• der Geschoßfaktor wurde als nicht 
angemessen zurückgewiesen. 

Die Stellungnahme des VdS 1969 ent­
sprach im wesentlichen dervon 1965.Er­
gänzend wurde beanstandet, daß nahezu 
alle Kenngrößen angenommen seien. 

4.2 Stellungnahme von 1974 
In einem weiteren Einspruch wurde 

1974 vom VdS 
- mit Nachdruck und einigen Detail­

hinweisen darauf gedrängt, daß keine 
betrieblichen Maßnahmen zur 
Abminderung des baulichen Brand­
schutzes führen sollten; damit wurde 
der Brandbekämpfungsfaktor Ynb 

rundheraus abgelehnt; 
ausdrücklich gefordert, daß auf die 
Feuerwiderstandsdauer bei ein ge­
schossigen Hallen nicht verzichtet 
werden solle; 
in Ergänzung zum Wärmeabzugsfak­
tor ein Verqualmungsfaktor gefordert 
zur Berücksichtigung der individuell 
zu erwartenden Rauchdichte. 

4.3 Einsprüche 1979-1981 
In der Stellungnahme des VdS von 

1979 zur DIN 18230 E wurde die Frage 
nach den wissenschaftlichen Grundla­
gen der Norm weiter verschärft, da inzwi­
schen erkennbar war, daß wesentliche 
Basisdaten der Norm auf Hypothesen 
und Assoziationen beruhten, denen es 
an technischer und wissenschaftlicher 
Eindeutigkeit mangelte, und daß ande­
rerseits die Norm, die bereits eine beach­
tenswerte Anwendung erfuhr, wohl im 
großen Stil in der Planung Einsatz finden 
dürfte unter Vernachlässigung der pro­
blematischen Brandlast -Festschreibung. 

Bild 2 
Brand- und Brandfolgeschäden für Betrieb und Umwelt; die Erfahrungen der 
Sachversicherer in der Realität: z. B. beim Brand eines viergeschossigen Gebäudes 
einer Glasfabrik 

Hauptkritikpunkte des VdS waren 1979: 
- Die Ermittlung des Abbrandfaktors 

an kleinen Produktproben läßt keine 
Anwendung auf gestapelte Produkte­
also alle Läger- zu. 

- Der Wärmeabzugsfaktor sei in seiner 
Spanne von 0,5 bis 3,2 zu groß und 
nicht durch ausreichende Versuche 
abgesichert-Grundlagen waren Mes­
sungen in einzelgaragengroßen Räu­
men. Der Wärmeabzugsfaktor sollte 
daher völlig neu ermittelt werden. 

- Der Verqualmungsfaktor wurde 
erneut gefordert. 

- Zum Umrechnungsfaktor C fehle 
jede technische Begründung. 

- Für Brandabschnittsdecken wurde 
eine erhöhte mechanische Festigkeit 
gefordert, die dem Einsturz von Bau­
teilen Rechnung tragen sollte -
immerhin wurden erstmalig 
Geschoßdecken zur Begrenzung von 
Brandabschnitten eingeführt. 

- Feuerschutzabschlüsse in Brand­
wänden sollten in die SKB 3 einge­
stuft werden. 

- Hinsichtlich der Kalibrierung insge­
samt stellte der VdS eine erhebliche 
Verringerung des Brandschutzstan­
dards durch die Normfestlegungen 
fest. 

Diese Stellungnahme hielt der VdS auch 
anläßlich der Einspruchsberatung 1980/ 
81 aufrecht, als Einspruch der Feuerver­
sicherer, der die zukünftige Arbeit an der 
Norm in einigen Punkten beeinflussen 
sollte. 

4.4 Stellungnahmen der 
Feuerwehren 

Bestätigung fanden die VdS-Vertreter 
in den Normberatungen und bei ihren 

Stellungnahmen immer wieder u. a. 
durch die Feuerwehren, die z. B. als Ein­
sprecher zur Norm Bedenken vortrugen, 
daß der Einsturz des Gebäudes bei 
Bemessung nach der Norm wirklich ver­
hindert wird und die ebenso wie der VdS 
die Auffassung vertraten, daß betriebli­
che Maßnahmen bauliche Defizite nicht 
überkompensieren können. 

Nach Auffassung der Arbeitsgemein­
schaft der Leiter der Berufsfeuerwehren 
wird durch eine von Amts wegen gefor­
derte Werkfeuerwehr oder eine amtlich 
geforderte Feuerlöschanlage ein außer­
gewöhnlich großes Betriebsrisiko nur 
auf den Grad gemindert, der öffentlich­
rechtlich tragbar ist. Sie sei in diesem 
Sinne betriebsnotwendig, ohne daß des­
wegen bauliche Sicherheitsvorausset­
zungen, wie beispielsweise die Feuer­
widerstandsfähigkeit von Gebäudetei­
len, gemindert werden dürften. 

Diese vom VdS mitgetragenen Mei­
nungen wurden vom überwiegenden 
Teil des Normenausschusses jedoch 
nicht geteilt. 

4.5 Aktivitäten nach der 
Einspruchsberatrnng 

In der Normungsarbeit nach den Ein­
spruchsverhandlungen von 1980/81 
konnte eine weitere Reduzierung der 
Anforderungen an den baulichen Brand­
schutz mit Mühe abgewendet werden: 
Die starren Anforderungen an Brand­
wände wurden zur Disposition gestellt 
und deren Feuerwiderstandsdauer auf 
die bemessenen Mindestanforderungen 
aufgrund der bewerteten Brandbela­
stung reduziert. Bezeichnet werden 
diese Wände seitdem als Brandbekämp-



fungsabschnitts-Trennwände. Da es 
allerdings gelang, den Normenausschuß 
zu überzeugen, daß die Anforderungen 
an die Stoßfestigkeit (nach DIN 4102 Teil 
3: 3 x 3.000 Nm) nicht in Abhängigkeit 
von der Brandbelastung ebenfalls zu ver­
ringern sind - der Einsturz von Dach­
tragwerksteilen wird ja in der Norm in 
Kauf genommen - blieben die wesentli­
chen, konstruktionsentscheidenden 
Merkmale der Brandwände auch bei 
Brandbekämpfungsabschnitts-Trenn­
wänden erhalten. 

4.6 Eignung der Vomorm 
als Tarifierungsinstrument 

Hinsichtlich der Möglichkeit, 
V-DIN 18230 im Rahmen der Tarifie- Bild 3 
rung durch die Feuerversicherer zu 
berücksichtigen, ist festzustellen, daß die 
Vornorm zwar wichtige Aspekte enthält, 
die der öffentlichen Sicherheit und Ord­
nung sowie dem Schutz der Nachbar­
schaft dienen sollen und damit, wie bei 
den meisten bauaufsichtlichen Regel­
werken, implizit auch dem Sachschutz in 
gewisser Weise nützlich sind. Allerdings 
fehlen, wie z. B. anläßlich der ersten 
Braunschweiger Brandschutztage aus­
führlich dargelegt wurde [2], wesentliche 
Merkmale für den Schutz der Sachwerte 
und für die Schadenhöhe, wie 
- betriebsartbedingte Brandentste-

hungswahrscheinlichkeit 
- Werte, insbesondere des Inhalts 
- Auswirkungen auf den Betrieb 

Betriebsunterbrechungsfolgen 
- Rauchgasentwicklung, Menge, Art, 

Ausbreitung, Wirkung 
- Wirkung von Löschmitteln 
- Sanierbarkeit 
Daher ist die Norm nicht geeignet, im 
Rahmen der Feuertarifierung [3] eine 
bedeutende Rolle einzunehmen. Viel­
mehr wurde die Norm auf grund dieser 
mangelnden Sachschutzberücksichti­
gung und auf grund der Bemessung auf 
den Punkt des möglicherweise gerade 
noch verhinderten Einsturzes unter Vor­
aussetzung der völligen Vernichtung 
aller Werte des Inhalts und des Gebäu­
des, wie bereits erwähnt, bisweilen als 
die "Totalschadennorm" qualifiziert. 

5. Die Industriebauricht­
linien aus Sicht des VdS 

Flankierend zu den Anmerkungen 
zur V-DIN 18230 seien hier auch einige 
Aspekte zu der mit ihr verknüpften 
Industriebaurichtliniel -verordnung 
kurz aufgeführt. 

Wiirmeabzug in der Praxis 

5.1 Die grundsätzlich 
positive Resonanz 

Die Absicht, einheitliche bauaufsicht­
liehe Grundlagen für Industriebauten 
aufzustellen, fand aufgrund des sehr 
unterschiedlich ausgefüllten Ermessens­
spielraums auch bei den Feuerversiche­
rern eine grundsätzlich positive Reso­
nanz. Positiv bewertet wurden auch 
einige Detailregelungen, die zum Teil 
jedoch im Rahmen der fortschreitenden 
Richtlinienarbeit der Tendenz zur 
Abminderung von Anforderungen zum 
Opfer fielen. 

5.2 Bedenken des VdS 
zur Muster­
Industriebaurichtlinie 

Die Stellungnahme des VdS aus dem 
Jahre 1985 faßt die Bedenken und die 
Bewertung der Feuerversicherer zusam­
men: Dem positiven Ansatz der Ein­
schränkung des Ermessensspielraums 
stehen als generelle Bedenken die zu 
erwartende Verringerung des allgemei­
nen Brandschutzstandards in Industrie­
bauten entgegen: 
- Mehrere Wahlmöglichkeiten stehen 

den Bauherren offen : Planung nach 
den Richtlinien oder nach der Bau­
ordnung, innerhalb der Richtlinien 
mit Bemessung nach der Vornorm 
oder ohne Bemessung entsprechend 
den Anforderungen an Brandschutz­
klasse IV - eine deutliche Erleichte­
rung für Bereiche mit hoher Brandbe­
lastung, für die die Brandschutz-

klasse V vorgesehen war, welche mit 
dieser Regelung praktisch bedeu­
tungslos wird. Schon allein durch 
diese verschiedenen Wahlmöglich­
keiten kann sich ein Bauherr, der 
nicht aus Selbstschutzgründen an 
Maßnahmen des baulichen Brand­
schutzes interessiert ist, die für ihn 
billigste Lösung aussuchen, die mit 
Sicherheit kein maßgeschneidertes 
Brandschutzkonzept darstellen kann, 
sondern in vielen Fällen nur eine 
reduzierte Minimallösung darstellt. 
Grundlage der Industriebaurichtlinie 
ist die umstrittene V-DIN 18230. 

- Erstmals können Brandabschnitte, 
als Brandbekämpfungsabschnitte 
bezeichnet, übereinander angeordnet 
werden. Hierzu liegen keine Erfah­
rungen vor. 

- Die Größe der Brandbekämpfungs­
abschnitte überschreitet bei weitem 
die insbesondere in der mittelständi­
schen Industrie üblichen Abmessun­
gen. 

- Die Richtlinie eröffnet den Behörden 
keine Möglichkeit, bei besonders 
hohen Risiken automatische Feuer­
löschanlagen zu fordern. Dies ist 
allenfalls über die Bestimmungen 
entsprechend § 51 der Musterbauord­
nung sowie über einen Einführungs­
erlaß zur Industriebaurichtlinie zu 
regeln . Die praktische Umsetzung 
wäre allerdings auch dann äußerst 
zweifelhaft. 

- Der Wegfall der Forderung, Brand­
wände über Dach zu führen, wie 
ursprünglich vorgesehen, wird als 
besonders negativ angesehen, da das 
Versagen der auskragenden Platten 
am Brandwandkopf bekannt und in 
zahlreichen Fällen Brandwände, die 
nicht über Dach geführt wurden, wir­
kungslos blieben. 
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Das anfänglich positive Bild der Indu­
striebaurichtlinienl -verordnung hatte 
sich somit im Laufe der Veränderung des 
Regelwerkes deutlich gewandelt. Den­
noch bleibt festzustellen , daß die Indu­
striebaurichtlinie auch in ihrer heutigen 
Form nicht als generell negativ angese­
hen wird. 

Zusammenfassung: 
Die Entwicklung der DIN 18 230 und 

der Industriebau richtlinie aus der Sicht 
der Feuerversicherer läßt sich dahinge­
hend zusammenfassen, daß 
- die grundsätzlichen Bedenken gegen 

das Verfahren, insbesondere mit der 
festgelegten Brandlast, zwar nicht 
ausgeräumt sind, aber anderen 
Aspekten weitgehend gewichen sind, 

- zur Zeit noch erhebliche Bedenken 
gegen ungesicherte Kenndaten beste­
hen, die durch Forschungsvorhaben 
abgesichert werden sollen - wobei 
deren Bewertung schwerfaIlt, 

- Bedenken gegen unsachgemäße 
Anwendung mit dem alleinigen Ziel 
der "Brandschutz-Verhütung" tief 
verwurzelt sind und 

- aufgrund der fehlenden Berücksichti­
gung wichtiger Sachschutzaspekte 
die Norm als ungeeignetes Instru­
ment im Rahmen der Feuer- und Feu­
erbetriebsunterbrechungs-Versiche­
rungstarifierung anzusehen ist. 

Dessen ungeachtet streben auch die Ver­
sicherer eine Verbesserung von Details 
der Norm an und bewerten eine auf diese 
Weise verbesserte einheitUche Regelung 
fur den baulichen Brandschutz von Indu­
striebauten zur Eingrenzung des Ermes­
sensspielraums als positiv, wobei die 
genannten Wablmöglicbkeiten diese 
positive Wertung stark mindern. 

In ihren Schadenverhütungseinrich­
tungen werden die Feuerversicherer wei­
terhin verstärkt versuchen, eine sachge­
mäße risikogerechte Anwendung zu för­
dern. Hierfur ist künftig ein erhebliches 
hochqualifiziertes Beratungspotential 
bereitzustellen, um die Anwendung der 
Regelwerke aus Sachschutzaspekten in 
vertretbare Richtungen zu lenken. 

Ferner sollte der VdS mit Hilfe seiner 
Mitgliedsunternehmen die Schadenent­
wicklung im betroffenen Sektormittelfri­
stig ausreichend beobachten, um eventu­
ell in den regelsetzenden Gremien 
gegensteuern zu können - jede Rege­
lung lebt von den Erfahrungen, die bei 
ihrer Anwendung gemacht werden. 
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Baulicher Brandschutz im Industriebau 
BrandsicherheitIiche Anforderungen an bauliche Anlagen industrieller 

oder gewerblicher Nutzung 

1. Rechtsgrundlagen 
Industrie- und Gewerbebauten sind 

nach allen Landesbauordnungen "bauli­
che Anlagen bzw. Räume besonderer Art 
oder Nutzung". Nach § 51 Abs. 1 in Ver­
bindung mit Absatz 2 Nr. 8 der überar­
beiteten und von der Ministerkonferenz 
am 11. Dezember 1981 verabschiedeten 
Musterbauordnung (MBO) können fur 
bauliche Anlagen und Räume, die fur 
gewerbliche Betriebe bestimmt sind, 
besondere Anforderungen gestellt oder 
Erleichterungen gestattet werden. Über 
die Notwendigkeit besonderer Anforde­
rungen sowie über die Gestattung von 
Erleichterungen hat die Bauaufsichtsbe­
hörde nach pflichtgemäßem Ermessen 
zu entscheiden. Die Notwendigkeit 
besonderer Anforderungen nach § 51 
Abs.l Satz 1 MBO hat die Bauaufsichts­
behörde gegenüber dem Antragstellerzu 
begründen. Sofern der Antragsteller 
Erleichterungen von den Vorschriften 
der Bauordnung wünscht, hat er zu 
begründen, daß es der Einhaltung dieser 

Dipl.-Ing. Heinz-Georg Temme 

Vorschriften wegen der besonderen Art 
oder Nutzung seiner baulichen Anlage 
oder Räume oder wegen der Erfullung 
besonderer Anforderungen nicht bedarf, 
und daß somit die Voraussetzungen des 
§ 51 Abs. 1 Satz 2 MBO vorliegen [1]. 

Es fehlte bis zum Jahr 1985 ein Regel­
werk, das die besonderen oder auch 
erleichternden Anforderungen an Indu­
striebauten regelte. Dieser Umstand 
konnte dazu fuhren, daß gleiche Indu­
striebauten von verschiedenen Bauge­
nehrnigungsbehörden unterschiedlich 
beurteilt und somit auch mit unter­
schiedlichen Anforderungen belegt 
wurden. 

Zur Wahrung einer weitgehend ein­
heitlichen Beurteilungvon Industriebau­
ten, gerade im Hinblick auf den Brand­
schutz, hatte die Fachkommission "Bau­
aufsicht" der ARGEBAU (Arbeitsge­
meinschaft der fur das Bau-, Wohnungs­
und Siedlungswesen zuständigen Mini­
ster der Länder) einen Arbeitskreis 
damit beauftragt, das Muster fur eine 
"Richtlinie über den baulichen Brand­
schutz im Industriebau (Industriebau­
richtlinie)" zu erarbeiten. Dieser Arbeits-

kreis hat seine Aufgaben im Jahre 1984 
abgeschlossen. Der Arbeitskreis er­
kannte sehr früh, daß eine Katalogisie­
rung oder eine tabellarische Erfassung 
der Industriebauten generell in Brand­
schutzklassen Ge nach Brandgefähr­
dung) nicht möglich ist. Für Gebäude 
und Gebäudeteile von Industriebauten 
ist, sofern diese für die Produktions- oder 
Lagerbetriebe nur eines einzelnen Unter­
nehmers bestimmt sind (Industriebau­
ten), mit der Vornorm DIN 18230 Teil I -
baulicher Brandschutz im Industriebau ; 
rechnerisch erforderliche Feuerwider­
standsdauer - ein Rechenverfahren 
geschaffen worden, das eine einheitliche 
brandschutztechnische Bemessung von 
Industriebauten mit festlegbarer Brand­
belastung in Bezug auf die rechnerisch 
erforderliche Feuerwiderstandsdauer 
ihrer Bauteile ermöglicht. Diese Norm 
wird nun durch die Industriebaurichtli­
nie Grundlage zur Bemessung des bauli­
chen Brandschutzes bei Industriebau­
ten. Die Industriebaurichtlinie ist im 
Jahr 1985 von der Fachkommission "Bau­
aufsicht" als Muster verabschiedet wor­
den. Auf der Grundlage dieses Musters 




